
Die Gemeinde / x y i n Q 

erläßt aufgrund des § 10 in Verbindung mit den §§ 1, 2, 3, 8 und 9 des Baugesetzbuches "BauGB", des Art. 91 der Bayerischen 

Bauordnung -BayBO" und des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern " G O " diesen Bebauungsplan als 
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3. 

A) FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 

GR 400 

GRn 160 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Innerhalb dieses Geltungsbereiches 
wird der 'Bebauungsplan Nr. 4 i. d. F. der I. Änderung , der Gemeinde Aying, ersetzt. 

Mischgebiet IMI) gemäß § 9 BauGB und § 6 BauNVO. 

Allgemeines Wohngebiet jWA) gemäß § 9 BouGB in Verbindung mit § 4 BauNVO. 

Baugrenze 

Zulässige Grundfläche, z.B 400 m .̂ 
InnerhalD eines Doppelhauses ist die Grundfläche zu gleichen Teilen auf die jeweilige Doppelhaushälfte 
au zuteilen. 

Zusätzliche Grundfläche für Balkone, Terrassen, Wintergärten, z.B. 160 m 
Innerhalb eines Doppelhauses ist die zusätzliche Grundfläche zu gleichen Teilen auf die jeweilige 
Doppelhaushälfte aufzuteilen. Siehe auch B.2.12. 

Die zulässige Grundfläche (=GR + GRn| nach § 19 Abs. 2 BauNVO dorf durch Anlagen gem. § 19 
Abs. 4 BauNVO (Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten), Nebenonlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
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sowie baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bougrundstücl; lediglich unterbaut 
wirdi bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden. 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung 

vorgeschriebene Firstrichtung 

Flächen für Garagen 

Flächen füi_Gemeinschaftsstellplätze oder Gemeinschaftsgcragen mit Zuordnung 
(z.B.: zu Qf) - zugehörig zu Bauraum Nr. ( 7 j ) 

Fläche für Müllsammelbehälter 

Maßzahl m Metern, z.B. 10,00 m 

Kurvenradius in Metern, z.B. 6,00 m 

öffentliche Verkehrsflächen 

öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (gemischte Verkehrsnutzung) 

Straßenbegleitgrün 

Straßenbegleitgrün mit Stellplätze (Parkstreifen) 

Straßenbegrenzungslinie 

Sichtdreieck mit Maßangabe (z.B. Abstand vom Geh- / Radweg 3,00 m, Schenke((änge 70,00 m|. 
Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtflächen dürfen außer Zäune neue Hochbauten 
nicht errichtet werden; Walle, Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller Art und Zäune sowie Stapel, 
Haufen u.a. mit dem Grundstück nicht verbundene Gegenstände dürfen nicht angelegt werden, wenn 
sie sich mehr als 0,80 m (max. 0,50 m auf öffentlichen Verkehrsflächenj z.B. Straßenbegleitgrünl über 
die Fahrbahnebene erheben. Ebensowenig dürfen dort genehmigungs- und anzeigefreie Bauten oder 
Stellplätze errichtet und Gegenstände gelagert oder hinterstellt werden, die diese Höhe überschreiten. 
Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. 

Bereich ohne Ein-/ Ausfahrt 

Baumbestand zu erhalten 

Flöchen, die nicht eingefriedet werden dürfen 

bestehende Lärmschutzwand, Höhe 1,60 m über OK St 2078, zu erhalten. 

bestehender Lärmschutzwall, Höhe 1,50 bis 2,20 m über OK St 2078, zu erhalten. 

Gebäudeseiten, an denen der Einbau besonders schaldämmendef Außenbautelkonstruktionen vorzusehen ist (siehe B 4.2). 

Fassaden, für die zusätzliche Belüftungsmöglichkeiten einzuplanen sind (siehe ß 4,2). 

Bl FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 

l Art der baulichen Nutzung 

1.1 Dos Bauland wird nach § 9 BauGB in Verbindung mit § 6 BauNVO als Mischgebiet (MI) und nach § 4 BouNVG als 

Allgemeines Wohngebiet (WA| festgesetzt. 

12 Maximal zulässige Anzahl der Wohneinheiten: 
ßauraumnummer 1: 

ßauraumnummer 4, 5a, 6, 7, 8, 9, 10 und 13: 

Im Wohngebäude innerhalb des Bauraumes sind maximal 5 Wohneinheiten zulässig. 

Pro Wohngebäude sind 2 Wohneinheiten zulässig. Bei Errichtung eines Doppel­

hauses ist pro Doppe(haushälfte 1 Wohneinheit zulässig. 

Pro Wohngebäude ist 1 Wohneinheit zulässig. Bauraumnummer 2, 3, 5, 11 und 12: 

Höhenlage, Gestaltung 

Maximale Höhe der Oberkante Rohdecke über Kellergeschoß, maximal zulässige Wandhöhe und Dachneigung für Hauptgebäude: 

Bauraum 
Nr. 1 
Nr. 2 
Nr. 3 
Nr. 4 
Nr. 5 
Nr. 5a 
Nr. 6 

Oberkante Rohdecke 

643,00 m NN 
641,75 m NN 
642,00 m NN 
643,30 m m 
643,45 m NN 
643,45 m NN 
639,30 m NN 

Wandhöhe 

6,20 m 
6,20 m 
6,20 m 
6,20 m 
6,20 m 
4.00 m 
6.20 m 

Dachneigung 

22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-27 Grad 

Bauraum 
Nr 
Nr 
Nr 
Nr 
Nr 
Nr 
Nr 

7 
8 
9 
10 
11 
12 
13 

Oberkante Rohdecke 

638,75 m NN 
641,85 m NN 
638,50 m NN 
641,05 m NN 
638,70 m NN 
640,80 m NN 
638.50 m NN 

Wandhöhe 

6,20 m 
5,70 m 
6,20 m 
5,70 m 
6,20 m 
6,20 m 
6,20 m 

Dachneigung 

22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-27 Grad 
22-30 Grad 

Die Wondhöhe wird gemessen ab Oberkante Rohdecke über Kellergeschoß. 

Als Dachform für Haupt- und Nebengebäude sind nur geneigte Dächer mit Pfannendeckung, Farbe ziegelrot, zulässig. 

Dachüberstände: Hauptgebäude: am Giebel (Ortgongj 0,80-1,20 m, bei darunterliegendem Ba(kon maxima( 1,75 m 

an der Traufe 1,00-1,20 m, bei darunterliegendem Balkon maximal 1,50 m 

Nebengebäude: am Giebel (Ortgangl und Traufe 0,50-0,80 m 

Die zulässige Dachneigung für Garogen und Nebengebäude beträgt 16° - 22°. 

Dachgaupen und Quergiebel sind nicht zulässig. 

Zusammengesetzte Baukörper wie Doppelhäuser, Garagen und Wintergärten an einer gemeinsamen Grundstücksgrenze sind 

einheitlich zu gestalten (profih und höhengleich, Dachneigung, Dacheindeckung) 

Abgrabungen und Abböschungen sind nur bis max. 10% des Geböudeumfangs bis maximal 1,50 m unter OK Gelände zulössig. 

Sützmauern sind mit Ausnahme im Bereich der zulässigen Abgrabungen gemäß ß) 2.8 unzulässig. 

Bolkone dürfen die Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 1,00 m und einer Länge von maximal 50 Z des Geböude­

umfangs überschreiten. 

Gerätehäuschen aus Holz sind je Einzelhaus bzw. Doppelhaushälfte bis zu einer Grundfläche von 9,00 m sowie einer Wand-
hohe von max. 2,20 m, auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. 
Die Größe der Wintergärten darf maximal betragen: 9 m je Doppelhaushölfle bzw. 12 m̂  je Einzelhaus. Sie dürfen die Baugrenzen 
bis zu einer maximalen Tiefe von 3,00 m überschreiten. Bei Doppelhäusern können Wintergärten an der gemeinsamen Grundstücks-
grenze errichtet werden. Sie sind nur erdgeschoßig zulässig und als vollständig verglaste, feingliedrige Skeletikonstruktion auszuführen. 

Vor die Außenwand vortretende Bauteile und Vorbauten wie Hauseingangstreppen und deren Überdachungen, Erker und 

dergleichen, dürfen die Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 1,50 m und einer Länge von max. ein Drittel der Breite 

je selbständiger Gebäudeteil (z.B. Doppe(haushälfte) überschreiten, sofern sie erdgeschossig ausgeführt werden und 
eine Wandhöhe von 3,25 m nicht überschreiten. 

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 1,20 m zulässig. Terrassentrennwände zwischen Doppel- und Reihenhäusern sind 

bis zu einer Höhe von 2,00 m und einer Tiefe von 4,00 m zulässig. Mauern als Einfriedungen sind unzulässig. 

Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze richtet sich nach der Stellplotzsatzung der Gemeinde Aying vom 08. Juli 1999. 

Oberirdische Stellplätze sind bei Einhaltung der festgesetzten Grundfläche auch oußerhdb der hierfür festgesetzten Flächen zulässig. 

Grünordnung 

3.1 Nicht überbaute Flächen sind nach Art. 5 BayBO, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden, ent­
sprechend den Festsetzungen zu begrünen und mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 

Bäume: Zulässig sind heimische Arten (auch Obstbäume als Halbstamm oder Hochstamm), Stammumfang 18/20 cm 
Pflanzoichte: 'Allgemeines Wohngebiet', 'Mischgebiet': 1 Baum je 200 m̂  Grundstücksfläche. 

Sträucher: Zulässia sind heimische Sträucher und Blütenströucher. Pflanzgröße 80 bis 100 cm 
PflanzJichte: 'Allgemeines Wohngebiet', 'Mischgebiet': 6 Sträucher je 100 m^ Grundstücksfläche. 

3.2 Stellplätze und Garagenzufahrten sind mit wasserdurchlässigem Belag wie Rasenpflaster oder Schotterrasen herzustellen. 

4. Schaiimmissionen 

4.1 Aktive Schallschutzmaßnahmen; 

Zum Schutz des ßaugebietes vor Verkehrsgeräuschimmissionen und den gewerblichen Geräuschimmissionen ist die bestehende 

Lärmschutzanlage (Wand bzw. Wall) entlang der St 2078 entsprechend den Vorgaben der Festsetzung A)22 und A)23 zu erhalten. 

Außerdem ist vor Fertigstellung der ersten Gebäude innerhalb der Bauräume 11 und 12 die Gemeinschaftsgarage (GGa) 

für die ßauräume nr. 7 und 9 mit einer Firsthöhe von 4,00 m über Straßenniveau der St 2078 zu bauen. 

4.2 Passive Schallschutzmaßnahmen: 

Aufgrund der gewerblichen Geräuschbelastung ausgehend von den Gewerbebetrieben auf dem Grundstück Flurnr. 326/4 

westtch des Bebauungsplangebiets ist an den Südwestfassaden der Bauräume Nr. 2, 6 und 7 auf die Anordnung von not­

wendigen Fenstern schutzbedürftiger Räume i.S. der DIN 4109 zu verzichten. Bei den Bauräumen Nr. 6 und 7 betrifft dies nur 

das Ober- und Dachgeschoss. 

Aufgrund der Verkehrsgeröuschbelaslung ausgehend von der Rosenheimer Straße (St 20781 befinden sich die mit Planzeichen 'R35' 
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gekennzeichneten Fassaden nach der DIN 4109, Tab. 8 im Lärmpegelbereich III. die mit dem Planzeichen 'R40' gekennzeichneten 

Fassaden im Lärmpegelbereich IV. 

Noch der DIN 4109, Tab 8 muss die die Gesamtaußenfläche eines Wohnraumes bzw. eines Ubernachtungsraumes einer Beherbergungs-

stätle an den in o.g. Weise gekennzeichneten Bauräumen ein erforderliches resultierendes Schalldömm-Maß in Höhe von 

Planzeichen'R35' R,,,es ̂ 5 dB — Planzeichen'R40' R,, res^Odß aufweisen. Bei Büroroumen im Mischgebiet (Bouraum 

Nr. 13) können die o.g. Anforderungen um 5 dB reduziert werden. 

An den mit Pfanzeichen 'L' gekennzeichneten Fassaden errechnen sich aufgrund der Verkehrsgeröuschbelaslung seitens der St 2078 

nachts Beurteilungspegel über 50 dB(A). Bei einer zusätzlichen Kennzeichnung mit ' 0 , D' gilt dies nur für das Ober- und Dachgeschoß. 

An den mit Planzeichen 'L ' gekennzeichneten Fassaden ist auf die Anordnung von Fenstern von Schlaf- und Kinderzimmern zu 

verzichten oder durch geeignete Wohnungsgrundrissorientierung sicherzustellen, dass diese Räume stets über Fensteröffnungen 
an einer nicht gekennzeichneten Fassade belüftet werden können. Ist dies nicht möglich, ist für die Fenster von Schlaf- und 

Kinderzimmern an den gekennzeichneten Fassaden der Einbau schalldämmender Lüftungseinrichtungen vorzusehen. Bei bereits 

bestehenden Gebäuden betreffen die o.g. Anforderungen nur Aus- und Umbaumaßnahmen. 

Sonstiges 

Dieser Bebauungsplan ersetzt innerhalb seines räumlichen Geltungsbereiches den Bebauungsplan 'östlich der Slaatssiraße 2078 
in Großhelfendorf, Nr. 11/1-151/72 v. 05.04.1972. 

Hinsichtlich der Einhaltung von Abstandsflächen haben die landesrechtlichen Bauvorschriften Vorrang gegenüber satzungsrecht­
lichen Regelungen des Bebauungsplanes. Die in der BayBO getroffenen Aussagen über Abstandsflöchen sind einzuholten. 
Ausgenommen hiervon sind die Bauräume Nr. 3, 7, 8, 9, 10 und IL 

C) HINWEISE 

Hinweise durch Planzeichen 

(D 
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Bauraumnummer, z.B. 1 

bestehende Grundstücksgrenzen 

aufzuhebende Grundstücksgrenzen 

vorgeschlagene Grundstücksteilung 
(unverbind(ich) 

bestehende Gebäude 

vorgeschlagene Gebäudestellung 

abzubrechende Gebäude 

Flurstücksnummer 

1.9 

1.10 ;xxxxj 

1.11 E 

1.12 38,50 

vorgeschlagene Baumpflanzung. Bäume an 
einer gemeinsamen Grundstücksgrenze sind 
gemeinsam zu pflanzen und zu unterhalten. 

aufgefüllte, ehemalige Kiesgrube mit Altlasten 
siehe C) 6 

Eigentümerweg (öffentfich gewidmet) 

Höhen(inien mit Höhenangabe über N.N. 
(vorläufiges Systeml z.B. 638,50 m 

Wasserversorgung / Stromversorgung 

Sämtliche Bauvorhaben müssen vor Fertigstellung an die zentrale Wasserversorgungsanlage des Wasserverbandes Helfendorf angeschbssen sein. 

Die Errichtung von Kabelverteiler, bündig mit dem Leistenstein, ist auf Privatgrund zu dulden. 

Abwasser und Tagwasser 

Die Grundstücksentwässerungsanlagen müssen nach den anerkannten Regeln der Technik (DIN 1986 ff) erstelt werden. 

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen befestigten Flächen (auch Verkehrsflächen) ist zu versickern, 

über die Zulässigkeil von geplanten Entwösserungseinrichtungen muß entweder in einem Wasserrechtsverfahren nach Art. 17 

BayWG entschieden werden oder die Zulässigkeit ergibt sich aus Art. 33 BayWG, d.h. bei Einhaltung der Anwendungsvoraus­

setzungen und Anforderungen der 'Niederschlagswasser-Freistellungsverordnung (NWFreiV)' vom 0L02.2000 zum schadlosen 

Versickern von Niederschlagswasser sowie der zugehörigen 'Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem 

Niederschlagswasser in dos Grundwasser (TRENGW)' ist die Versickerung von einer wasserrechtlichen Genehmigung befreit. 

Als Anwendungsvoraussetzungen bzw. Technische Regeln für die NWFreiV gelten insbesondere: 

- Primär flächenhafte Versickerung über bewachsenen Oberboden, - Niederschlogswasser dorf nicht mit Abwosser 

oder wassergefährdenden Stoffen vermischt bzw. durch sonstigen Gebrauch nachteilig verändert sein, - keine kupfer-, 

zink- und bleigedeckten Dachflächen über 50 m^ Größe, - kein Durchstoßen grundwasserschützender Deckschichten. 

- Die Sohle der Versickerungsanlage darf nicht tiefer als 5 m unter natürlichem Gelände liegen. 

Die Sickeranlagen sind nach dem Arbeitsblatt ATV-DVWK-A138 vom 01.01.2003 zu bemessen und zu errichten. 

Im Bereich der aufgefüllten Kiesgrube ist wegen der vorhandenen Altlasten die Versickerung Erlaubnipflichtig nach Art. 17 BayWG. 

Alternativ hierzu kann das Niederschlagswasser gesammelt und für den Haus- und Garlenbereich genutzt werden, 

Abfallbeseitigung 

Müllsammelbehöller sind straßennah anzuordnen. Im übrigen ist die Satzung des Zweckverbandes München-Südost zu beachten. 

Bodendenkmäler 

Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen, unterliegen nach Art. 8 DSchG der Meldepflicht 

und müssen dem Bayer. Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich bekanntgemacht werden. 

Altlasten 

Im Bereich des Planzeichens C 1.10 |aufgefü((te Kiesgrube) unterliegen Böden dem Abfallrecht. Bei der Bauausführung sind bei 
Antreffen von Auffüllmaterial aus der ehemaligen Kiesgrube von einem auf dem Altlaslensektor fachlich qualifiziertem Ingenieurbüro 
im Sinne des §18 BBodSchG Aushub-, Separierungs-, Umlagerungs- und Sicherungsmaßnahmen zu gewährleisten. Die Eingriffe in 
den Auffüllkörper sind zu überwachen und zu dokumentieren. Die Dokumentation über die Eingriffe in den Auffüllkörper und die Ver­
wertung bzw. Entsorgung des Aushubmaterials ist nach Beendigung der Baumaßnahme dem Landratsamt München und dem Wasser­
wirtschaftsamt München vorzulegen. Verunreinigtes Material, das zwischengelagert wird, muss vor Niederschlagswasser geschützt 
werden, damit kein Sickerwasser entstehen kann. Die Verwertung/Entsorgung des verunreinigten Aushubmaterials mit VorscfJag des 
Entsorgungsweges darf erst nach Beurteilung der Untersuchungsergebnisse durch ein Fachbüro und die Fachbehörden vorgenommen 
werden. Es darf kein Aushubmaterial aus der Allablagerung in Kiesgruben der Münchener Schotterebene verbrocht werden. 

Schallimmissionen 

Durch den bestehenden Gewerbebetrieb auf dem Grundstück Flurnr. 326/4 kann es aufgrund der bisherigen Nutzung zu 

Geräuschimmissionen kommen. Aufgrund der derzeit fehlenden Nutzung kann das Ausmaß derzeit nicht abgeklärt werden. 

Siehe auch Festsetzung B) 4.2 Abs. 1 sowie das Schallschutzgutochten vom 28. Juni 2005. 

8. Sonstige Hinweise 

8.1 Jedem Bauantrag und jeder Bauanzeige ist ein Baumbestands- und Freiflächengestaltungsplan beizufügen. 

D) VERFAHRENSVERMERKE 

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 15.06.2004 die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss 

wurde am 09.07.2004 ortsüblich bekanntgemacht. 

Die Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Entwurf des Bebauungsplans 

in der Fassung vom 05.07.2005 hat in der Zeit vom 10.08.2005 bis 23.09.2005 stattgefunden. 

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 05.07.2005 wurden die Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 

BauGB in der Zeit vom 10.08.2005 bis 23.09.2005 beteiligt. 

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 13.12.2005 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der 

Zeit vom 27.12.2005 bis 31.01.2006 öffentlich ausgelegt. 

Der Entwurf des ßebouungsplons in der Fassung vom 14,03.2006 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 3, Satz 2 BauGB 

in der Zeit vom 23.03.2006 bis 10.04.2006 erneut und verkürzt öffentlich ausgelegt. 

den Bebauungsplan Die Gemeinde Aying hat mit Beschluss des Gemeinderat: 

der Fassung vom 30.05.2006 als Satzung beschlossen. 

Gemeinde Aying am 3105.2006 

Johann Eichler, Erster Bürgermeister 

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am 07.06.2^Q06 j j ^ . § 10 Abs. 3 Halbsatz 

bekanntgemacht. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getretjj j/ 

Gemeinde Aying am 08.06.2006 

^SoLLilLP "^ '~' Ovat./^'^ / Johann Eichler, Erster Bürgermeister 
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